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Bezugspreis : In Karlsruhe und auswärts frei in« Haus geliefert monatlich 2,60 Goldmark — Eiuzelnumnier 10 Goldpfenniz , Samstags 15 Goldpfenniz . — Anzeigen gebühr 11 Äoldpfenniz für 1 mm Höhe iinb ein
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Anzeigen sind direkt an die Geschäitsstelle der Karlsruher Zeitung , Badischer Staatsanzeiger , « arlfriedrichstraße 1«. zu senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium des Innern derechnet. Bei Klageerhebung . zwang S-
weiser Beitreibung und Konkursverfahren fällt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Anssperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung in , eigene» Betrieb »der in
denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche , fall » die Zeitung verspätet , in beschranktem Umfange oder nicht erscheint. — Für klcphonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen .
Unverlangte Drucksache» und Manuskript « werden nicht zurückgegeben und et wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergntung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bi» 25. auf Monatsschluß erfolgen .

amtlicher Teil
Zur Reichstagswahl am 7. Dezember

" Der Reichsminister des Innern hat den bad. Mini -
ster des Innern um Bekanntgabe des nachfolgenden
Schreibens ersucht :

„Das vorläufige Gesamtergebnis der Reichstagswahl
konnte bereit! am Mittag nach der Wahl bekannt gege¬
ben werden. Diese Leistung ist dem zielbewußten Zusam -
menwirken der Gemeinde- und Verwaltungsbehörden mit
den Kreiswahlleitern und dem Reichswahlleiter zu dan-
ken . Ich bitte , allen amtlich und ehrenamtlich bei der
Festsetzung der Wahlergebnisse beteiligten Persönlich !« -
ten , inbesondere den Wahlvorstehern , den Mitgliedern
der Wahlvorstände, den Bürgermeistern , den Beamten
der unteren Verwaltungsbehörden , den Kreiswahlleitern
und ihren Beamten meinen Dank und meine volle Aner -
kennung aussprechen zu wollen.

"

Ablieferung der Stenermarkenblätter für 1924
' "Nach § 55 der Durchführungsbestimmungen über den

Steuerabzug vom Arbeitslohn ist jeder Arbeitnehmer ,
für den im Kalenderjahr 1924 Steuermarken verwendet
worden sind , verpflichtet, im Monat Januar 1925 seine
Steuerkarte und die Einlagebogen mit den eingeklebten
lind entwerteten Marken an das Finanzamt einzuliefern ,
in dessen Bezirk er am 10 . Oktober 1924 seinen Wohnsitz
gehabt hat . An Stelle des Arbeitnehmers kann der Ar -
beitgeber die Einlieferung besorgen.

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Aufforderung zur
Ablieferung der Markenblätter in den Arbeits - und Ge-
i
' chäftsräumen durch Anschlag bekannt zu geben. Dies
!° ' lt mich für diejenigen Arbeitgeber , die den Steuerabzug
vom Arbeitslohn im Überweisungsverfahren durchfüh-
reu , da sich unter ihren Arbeitnehmern solche befinden
können, für die im Laufe des Jahres bei einem andern
Arbeitgeber Marken geklebt worden sind .

Die Ablieferung der Steuermarkenblätter kann durch
Zwangsstrafen bis zur Höhe von 5000 M . im einzelnen
Falle erzwungen werden, oder es kann die Versäumnis
der Einlieserungspflicht mit einer Ordnungsstrafe geahn-
det werden.

Wegfall der finanzamtlichenUnbedenklichkeit^-
vermerke

" Eine große Erleichterung und Verbilligung des Rei¬
severkehrs nach dein Ausland tritt dadurch ein , daß vom
i . Januar 1925 eine Anhörung oder Mitwirkung der Fi -
nanzämter bei Ausstellung von Reiseurkunden nicht mehr
stattfindet ilnd daß von diesem Tage an die finanzamt -
lichen Unbedenlichkeitsvermerke in Wegfall kommen.

Gleichzeitig wird deutscherseits der Sichtvermerkszwang
für Reichsangehörige aufgehoben , so daß für diese der
Grenzübertritt lediglich auf Grund eines gültigen Reise-
Passes möglich ist . Selbstverständlich sind die etwa er-
forderlichen ausländischen Sichtvermerke nach wie vor zu
beschaffen.

Die Bezirksämter und Grenzübergangsstellen sind be-
reits mit entsprechender Weisung versehen.

Steuerverwaltu «>g
" In der Verwaltung der Kapitalverkehrssteuer , der

Obligationensteuer und der Wechselsteuer treten wichtige
Änderungen ein. Vom 1 . Januar 1925 an sind zur
Verwaltung der Gesellschafts - , der Börsenumsatz-, der
Obligationen - und der Wechselsteuer in Baden nur noch
die Finanzämter Freiburg -Stadt , Karlsruhe -Stadt , Ko «.
stanz und Mannheim - Stadt zuständig . Die Bezirke der
4 Ämter sind aus den Bekanntmachungen der Finanz -
ci^ ter in den Tageszeitungen ersichtlich ; sie können auf
Befragen auch von allen Finanzämtern mitgeteilt wer-
den . Zahlungen , die eine der genannten Steuerartett
betreffen, können nach dem 1 . Januar 1923 nur noch
an die neu zuständigen Ämter geleistet werden. Der
Verkauf der Börsenumsatzsteuermarken obliegt auch wei¬
terhin allen Finanzämtern ; Wechselsteuermarksn können
wie zuvor von den Postanstalten bezogen werden.

Gold fiir Europa . Der heilte in Deutschland fällige
Dampfer „ Bremen " führt für 2 % Millionen Dollars ameri¬
kanische Goldmünzen , meistens 20 Dollarstücke für Deutsch -
land mit sich. Damit haben die im Dezember begonnenen
Goldschickungen den Betrag von 42 Millionen Dollar erreicht ,
wovon etwa 20 für die Reichsbdnk , 10 für London und der
Rest für andere Empfänger , darunter Rußland bestimmt
waren .

# Neujabr 1925
Das deutsche Volk wird auch im neuen Jahre die Hoff-

nung auf eine bessere Zukunft nicht aufgeben. Mag
auch der Parteihader noch so sehr wüten , so darf man
doch niemals verkennen, daß — vielleicht mit Ausnahme
der Konlmunisten — alle Parteien in dem Wunsche , ihr
Vaterland groß und glücklich zu sehen, einig sind . Nur
über die Methoden, mit denen man dieses Ziel erreichen
kann, und über die Verteilung der Macht gehen die An-
sichten auseinander . Und da hinter dem .Kamps um die
Macht die materiellen Interessen stehen , jene Interessen ,
die von jeher das menschliche Dasein am meisten vergifte -
ten , so ist dieser Kampf besonders leidenschaftlich .

Daß unser Volk einen großen Fonds von Hoffnung
und Vertrauen nötig hat, haben wir schon in unserem
Weihnachtsartikel ausgesprochen . Inzwischen hat sich die
politische Lage für uns noch verdüstert. Jnnerpolitisch
ist es vor allem die Regierungskrisis und das Magdebur -
ger Fehlurteil , die die Gemüter bewegen . Außenpolitisch
ist es das vertragswidrige Verhalten unserer früheren
Gegner in der Frage der Räumung des Kölner Gebietes ,
welches nickst nur Deutschland, sondern ganz Europa vor
neue, gefährliche Probleme stellt .

Was die Regierungskrisis anlangt , so wird man gut
tun , sich auf alle Möglichkeiten gefaßt zu machen . Nach
der bisherigen Politik , die wir hier vertreten haben,
kann man von uns nicht erwarten , daß wir einen Rechts-
block mit Freuden begrüßen. Dazu sind die außenpoliti -
schen und innerpolitischen Bedenken zu stark . Sollte er
sich aber nicht vermeiden lassen , so wird man abwarten
müssen , was er zustandebringt.

In erster Linie sind es . folgend ? Sf®1 ^ genheiten , die
uns zu beschästigen haben werden, namiich die Angele-
genheit der Räumung Kölns, die Neuregelung der Ein -
kommensteuer und hie Stellungnahme zum Washing-
toner Abkommen über die Arbeitszeit . Gelingt es dem
neuen Kabinett diese Fragen in einer für unser Vater -
land befriedigenden Weise zu lösen , so wird man einen
derartigen Erfolg gerne und dankbar anerkennen.

Alle die Parteien , die schon heute die Befürchtung he-
gen, daß ein Rechtsblock versagen und uns nur Mißerfolge
einbringen wird, iverden sicherlich das Menschenmögliche
aufbieten , um dieses ihrer Meinung nach sehr gewagte
Experiment zu verhüten.

Was das Magdeburger Urteil im Rothardtprozeß be-
trifft , so ist wohl damit zu rechnen, daß es durch die Be-
rufungsinstanz aus der Welt geschafft werden wird .
Denn es ist auch juristisch nicht haltbar . Dennoch hat
das Urteil bereits unsagbar viel Schaden angerichtet .
Zunächst hat es den Rechtsparteien neues , wenn auch
recht schmutziges Wasser auf die Mühlen ihrer Agitation
geliefert. Und da es sich um den obersten Repräsentan¬
ten des Reiches handelt, darf keinem deutschen Volksge¬
nossen eine solche Verhetzung gleichgültig sein.

Nicht minder schlimm aber sind die anderen Folgeer -
scheinungen. In gerechter Empörung über diesen törich-
ten Urteilsspruch haben das Reichskabinett, die preußische
Regierung , die badische Regierung und eine Reihe pro-
minenter Körperschaften und Persönlichkeiten in Kundge -
bungen an den Reichspräsidenten das Urteil verdammt .
Das war menschlich nicht nur begreiflich , sondern auch
vom Standpunkte der Vernunft und der Gerechtigkeit
geradezu eine Pflicht. Aber natürlich können solche Kund -
gebuugen dem Ansehen der deutschen Justiz gewiß nicht
förderlich fein. Daran sind nicht die Männer schuld , die
sie erließen, sondern die Richter von Magdeburg , die
jenen unerhörten Urteilsspruch fällten . Die Reihe der
vom deutschen Volk nicht verstandenen und auch von Ju -
risten bemängelten Urteilssprüche ist wieder um einen
vermehrt worden. Wir bedauern daZ ; denn wir sind
und bleiben der Ansicht, daß ein Volk nur dann moralisch
zur Beobachtung von Recht und Gesetz erzogen werden
kann, wenn seine Justiz das Vertrauen aller Bürger
genießt . Hoffentlich wird aus den Kreisen der Justiz
selbst , aus den Kreisen der Richter, bald die Regeneration
kommen. Wir in Baden brauchen m dieser Hinsicht nicht
bange zu sein . Wir wissen, daß unser Richterstand von
jeher seinen ganzen Ehrgeiz darin gesucht hat, der Justiz
Vertrauen bei der Bevölkerung zu verschaffen .

An dem Urteilsspruch und an dem Gerichtsverfahren
von Magdeburg ist auch in angesehenen Blättern der
Deutschen Volkspartei schonungslos Kritik geübt worden .
Und wer diese Kritiken in ihrem ganzen Umfang liest, der
kann sich allerdings des Eindrucks nicht erwehren , daß

hier leider Menschliches , Allzumenschliches die Objektivi-
tät des Richters getrübt hat. Diese Gefahr wird jedoch
nie ganz zu beseitigen sein , solange mindestens zwei
Drittel der an den deutschen Universitäten studierenden
Juristen politisch und sozial reaktionären Anschauungen
huldigen . Man wird auf dieses Thema noch später im
Zusammenhang zurückkommen müssen .

Nun zur außenpolitischen Situation . Sie ist durch die
Schuld unserer früheren Gegner so zugespitzt worden,
wie nur ganz selten in den letzten sechs Jahren . Denn
eines ist klar : die Weigerung^ die für den 10. Januar
1925 durch den Friedensvertrag vorgeschriebene Räumung
der Kölner Zone zu vollziehen , ist ein Vertragsbruch in
aller Form , und die Begründung dieses Vertragsbruches
mit angeblichen Verfehlungen Deutschlands im Punkt «
der Abrüstung ist eine Rückkehr zur Sanktiouspolitik ,
wie sie ein Poincare auch nicht anders hätte ersinnen
können. Weiter aber ist ganz klar, daß sich das deutsche
Volk , und zwar ohne jeden Unterschied der Partei , eine
solche Rechtsverletzung und Vergewaltigung gefallen
lassen wird . Die leidenschaftliche Entrüstung , die heute
in Deutschland alle Schichten dur«Wttert , sollte unseren
früheren Gegnern am besten zeigen , wie sehr sie mit ih-
rem Beschluß fehlgegriffen haben .

Traurig ist es, daß auch England und Italien sich an
diesem Beschluß beteiligt haben . Diejenigen deutschen
Politiker , die aus einer sehr kurzsichtigen , innerpoliti -
schen Einstellung heraus die Niederlage Macdonalds te »
jubelten , werden heute wohl etwas anderer Meinung sein .
Denn Macdonald hätte diese neue Auflage der poiucai i-
stischen Sanktionspolitik gewiß nicht mitgemacht .

Man wird die offizielle Begründung des Beschlusses
der Alliierten ablvarten müssen . Erst dann kann auch
das Reichskabinett zu der Angelegenheit Stellung neb -
men . Fatal ist für uns die Tatsache , daß beinahe da ?
gesamte Ausland in allen Dingen , die unsere Entloafs-
nung betreffen , voreingenommen gegen uns ist . Ob sich
in dieser Hinsicht in Amerika ein Wandel zum Besseren
vollzogen hat , wissen wir jedenfalls nicht. Immer wie -
der kommt so der Moment , wo das gar zu laute Schreie» 1
unserer Militaristen und Nationalisten sich an uns rächt
Doch wollen wir uns bei diesem Punkt nicht weiter aus
halten . Der Beschluß der Alliierten ist unter allen Um
ständen ein Vertragsbruch und eine Brutalität . Uni
in der Abwehr hat unser Volk nur die eine Pflicht
einig zu sei« . Einigkeit ist darum auch die allgemein«
Parole , die wir unserem Volke fürs neue Jahr em -
psehlen.

Nach den neuesten Meldungen sollen London und Pa -
ris die Neigung zu einem Kompromiß zu erkennen gege¬
ben haben , offenbar in der Form , daß die Räumung der
Kölner Zone zu einem heute schon bestimmten späteren
Termine zusammen mit der Räumung des Ruhrreviers
erfolgt , vorausgesetzt, daß Deutschland gewisse Bedingun -
gen in der Frage der Entwaffnung erfüllt . Wir können
nur wünschen, daß sich diese Meldungen bewahrheiten
möchten.

Die interalliierten Schulde«
J. London , 31. Dez . .Morning Post " meldet aus Was -

hington , in höchsten amerikanischen Regierungskreisen sei zu
verstehen gegeben worden , daß man übereingekommen sei, von
Frankreich eine deutliche Erklärung hinsichtlich seiner Schul -
denregelung zu verlangen .

*
. Daily Expreß " berichtet aus Washington , die Erklärung des

dortigen französischen Botschafters , daß Frankreich nicht beab -
sichtige , seine amerikanischen Schulden nicht anzuerkennen ,
habe die Spannung , die sich zwischen Washington und Paris
entwickelt habe , nicht gemildert . In die Erklärung des Kot -
schafters werde inan ohne formelle Bestätigung seitens der
französischen Regierung kein Vertrauen setzen . Ein Senator
habe bereits darauf hingewiesen , daß Frankreich seinen «uro -
päischen Alliierten Geld für Kriegszwecke leihe und bereits
der Kleinen Entente ausschließlich für Rüstungszwecke 90(1
Millionen Pfd . geborgt habe .

Der Washingtoner Berichterstatter der „Times " schreibt ,
seit der Rnhrbesetzuna sei die französisch - amerikanische Freund -
schaft nicht so ernstlich gefährdet worden wie seit der Zeit , da
die Frage der französischen Kriegsschulden an Amerika wie -
der in den Vordergrund getreten sei. Es beständen ohne
Frage Zweifel an der französischen Aufrichtigkeit , daß die der -
einbarte Schuldenregelung eingehalten würde .

Die Großwasserkraftanlage „Mittlere Isar " ist , wie ans
München gemeldet wird , im ersten Ausbau soweit fertigt , daß
in zwei KrafthaNsern mit der Energieerzeugung begonnen
werden kann . Zugleich damit wurde die Lieferung der Was -
serkraftelektrizität an das „Bahernwerk "

ausgenommen . Das
dritte Krafthaus dürfte bis zum Frühjahr ebenfalls mit dem
Betrieb ein fefcer können .



Ulm die Ikölner Zone
Die Note an Deutschland

Die Botichafterkonferenz wird heute Mittwoch nachmittag
in Paris zusammentreten , um den Text der Rote festzustel¬
len , die wegen der Verlängerung der Besetzung der Kölner Zo -
ne « r die deutsche Regierung gerichtet werden soll . Am Diens -
tag empfing der französische Ministerpräsident Herriot den
deutschen Botschafter v. HSsch zu einer einftündigen Unterre -
dung und darauf den englischen und amerikanischen Bot -
schafter.

*
Siach dem Pariser „ Journal " soll über den Inhalt der Note

mit England bereits eine Einigung erzielt worden sein . Das
Blatt schreibt , die Botjcbafterkonferenz werde , wenn sie Mitt -
woch nachmittag um 3 Uhr zusammentrete , nur zustimmende
Beschlüsse zur französischen These zu fassen haben . Mit ande -
ren Worten , die Rote , die abgeschickt werde , werde Deutschland
nicht nur die Hinausziehung der Räumung der Kölner Zone
cmkündigen , bis man bester unterrichtet sei. sondern auch die
Feststellung von Bergehen bei der ErfiÜlung der Entwaff¬
nungsklauseln des Friedensvertrages enthalten . Der deutsche
Botschafter habe versucht , Herriot von der Notwendigkeit zu
überzeugen , dem guten Willen Deutschlands Rechnung zu tra -
gen . Um eine nationalistischen Reaktion und eine Sabotage des
Daweöplanes zu verhindern sei es — so erklärt das »Jour¬
nal '' — notwendig zu betonen , wie gefährlich es gewesen wäre ,
dieses Vianöver durch einen Akt der Schwäche zu unterstützen .
Das einzige Mittel , dieses zu verhindern , sei gewesen , die be -
reits erfolgten Feststellungen zu machen , um das vollkommene
Einverständnis der Alliierten herzustellen . Es wäre aller -
dinas übertrieben , wenn man vehauvten wolle , daß der ur -
sprüngliche Text der Rote nicht eine Abänderung erfahren
habe . Der Inhalt sei gemildert worden , und man gebe
Deutschland das Versprechen , daß die Debatte , nachdem der
endgiltige Bericht der Kontrollkommission vorliege , wieder
aufgenommen werde .

Am den Inhalt der Roite
MTB . London , 31-. Dez . Der diplomatische Berichterstatter

des Daily Telegraph schreibt , der Wortlaut der geplanten
Präliminarnote an die deutsche Regaerung über die Frage
der Militärkontrolle und die Räumung der Kölner Zone werde
sich vielleicht auf die Ausführung des Gedankens beschränken,
daß die Alliierten nicht in der Lage und nicht gewillt seien ,
einen Beschluß bezüglich der Räumung der Kölner Zone zu
fassen , bevor sie im Besitz des »orläufigen Berichts der Kon-
ltrollkommission sein wurden , der einzig die Tatsache begrün -
den könne , daß von einer Räumung der Kölner Zone ^ iner -
halb der im Bersmller Vertrag festgesetzten Zeitgrenze auf
jeden Fall nicht die Rede sein könne. Durch den Gebrauch
allgemeiner Ausdrücke werde es vielleicht möglich sein , die
Präjudizierung künftiger Beschlüsse zu vermeiden , eine Erwä¬
gung , die nach Ansicht der britischen Regierung von überra -
gender Bedeutung sei . Man hosfe, daß auf der Botschafter -
konferenz heute eine Vereinbarung erzielt und daß die vor-
geschlagene Änderung erledigt werde . Aber der in Paris ver-
einbarte endgiltige Wortlaut werde vielleicht wieder den Mi -
nisterien in London zur enbgiltigen Entschließung unterbrei¬
tet werden müssen , bevor die Note in Berlin überreicht wer -
den könne. Es müsse ferner noch entschieden werden , ob die
Note als gemeinschaftliche Note der Alliierten überreicht wer -
den solle, oder von jedem der Alliierten gesondert .

Eine italienische Stimme
.. Giornale d ' Jtalia " schreibt , daß zwar bis heute die Reiul -

täte der Militär -Kontrollkommission nicht bekannt seien , daß
man aber schon heute mit Sicherhett behaupten könne , daß sie
von keiner großen Bedeutung seien und in keiner Weise die
schweren Verletzungen des FrledonSvertrageS von Versailles
durch die Richträumung der Kölner Zone rechtfertigen könn -
ten . Selbst wenn die fvairzosischen Blätter mit ihrer Darstel -
lung im Recht wären , würden diese französischen Feststellun -
gen die große Wahrheit nicht verdunkeln können , daß , wäh -
rend Frankreich bis an die Zähne bewaffnet fei , Deutschland
unbewaffnet dastehe und noch auf Jahre hinaus keine Ge -
fahr für seine Nachbaren bilden würde . Durch eine solche
Maßnahme hätte die Botschafterkonferenz Deutschland sicher-
lich nicht die Ausgabe erleichtert , den Dawesplarr auszufüh -
ren . Selbst die Ankläger der deutschen Regierung mühten zu -
geben , daß die Unterlassungen Deutschlands praktisch von kei¬
ner Bedeutung seien , aber leider werde die Richterfüllung der
wichtigsteil Klausel des Versailler Friedensvertrages durch die ,
Botschafterkonferenz ihr schädlichen Folgen sowohl für die '
Ruhe , wie für die wirtschaftliche Entwicklung Europas haben

Kundgebungen aus dem besetzten Gebiet
Die sozialdemokratische Stadtverordnetensraktion in Kol »

riOete an den Oberbürgermeister die Aufforderung , den
Stadtverordneten baldmöglichst Gelegenheit zu geben , in öf-
fentlicher Sitzung der Stadtverordnetenversammlung ihren
Einspruch gegen die Verlängerung der Besetzung und ihre -
Forderung auf baldig « Räumung in die Welt zu rufen . Der
Oberbürgermeister hat im Auftrage des Verbandes der Stadt -
und Landkreise des besetzten Gebietes an den Reichskanzler
«in Telegramm gerichtet , in dem gegen die Besetzung der er -

Iten
Zone über den 10. Januar hinaus Einspruch erhoben und

»ie Reichsregierung dringend gebeten wird , mit allen Mitteln
die ihr vertragsmäßig zustehen , den Anspruch auf rechtzeitige
Räumung der ersten Zone zur Geltung zu bringen .

Die Neuregelung der Arbeitszeit
Das Reichsarbeitsministerium hat seine Vorarbeiten für

ein neues ArbeitSzeitgesetz soweit gefordert , daß bereits Be -
ratungen mit den Interessenten stattftuden . So ist kürzlich eine
paritätische Kommission , bestehend aus drei Arbeitgeber - und
drei Gewerkschaftsvertretern , im Reichsarbeistministerium zum
ersten Male zusammengetreten , um über die Absichten der
Regierung informiert zu werden . Von maßgebender Stelle
wird neuerdings auch der Gedanke erwogen , ein Rahmengesetz
über den Achtstundentag zu schaffen, das innerhalb der einzel -
nen Industrie - und Gewerbezweige die Berücksichtigung der
besonderen wirtschaftlichen Notwendigkeiten ermöglichen
würde .

Die deutsch - französischen Wirtfchaftsvrrhandlungen . die
während der Weihnachtsfeiertage unterbrochen waren , wurden
am Dienstag nach Ankunft der deutschen Delegation wieder
aufgenonnnen . Beide Delegationen haben sich darüber ver -
ständigt . ab 2. Januar die Erörterung mit den Sachverstän¬
digen über die Positionen fortzusetzen , über welche bis jetzt
noch keine Verhandlung stattgefunden hat , sowie Wer die Po -
sttionen , bei denen sich die Notwendigkeit d«r nochmaligen
Rachprüfung der in der ersten Aussprache sich ergebenden Re -
sultate gezeitigt hat .

Todesstrafe für Flngblattverbreitung , Vor dem Kownoer
Kriegsgericht waren fünf litauische Kommunisten angeklagt ,
kurz nach dem Revaler Putsch in Kowno kommunistische Li -
teratur verbreitet zu haben , worin zum Sturz der Regierung
aufgefordert wurde . Vier Kommunisten wurden zum Tode
verurteilt . Die fünfte Angeklagte , ein lSjähriges Mädchen,
erhielt mit Rücksicht auf ihre Irgend . nur " lebenslängliches
Zuchthaus .

politische Neuigkeiten
DaA Zentrum und die Regierungsbildung

im Reich
Der „Bad . Beobachter " hat feit der neuesten von der Deat -

sehen Volkspartei herbeigeführten Regierungskrise klar und
eindeutig die Beteiligung des Zentrums an einer Rechtskoa -
lition abgelehnt . Das badische Zentrumsblatt äußert sich jetzt
erneut zur Regierungsbildung und vertritt die Auffassung ,
daß die „ einzig natürliche Koalition " die von der Deutschen
Volkspartei bis zur «Sozialdemokratie wäre . Nachdem das
Blatt dann konstatiert hatte , daß eine solche Koalition an dem
Widerspruch der Deutschen Volkspartei scheitere , führt es wei -
ter auS :

„Die andere an sich mögliche Koalition , die eine Mehrheit
hätte , wäre die von den Dentschnationalen bis zum Zentrum .
Die Mehrheit wäre allerding » knapp : nur 250 Mandate bei
einer absoluten Mehrheit von 247 bei im ganzen 493 Abgeord -
netensitzen . Die Koalition wäre aber auch unnatürlich , weil
sie Gegner und Freunde der Weimarer Verfassung in sich
enthielte und ebenso Gegner und Freunde der bisherigen
Auhenpolitik . Und dabei wäre gerade die deutschnationale
Partei die stärkste in der Koalition , die sowohl zur Weimarer
Verfassung , wie zur bisherigen Außenpolitik in scharfem Ge -
gensatz steht . Diese Koalition ist praktisch bis jetzt unmög -
lich, weil das Zentrum keine Lust hat, eine solche unnatürliche
und schwache Koalition mitzumachen , wo die Deutsche Volks-
Partei die natürliche und außerpolitisch wie verfnssungspoli -
tisch einheitlichste Koalition nicht mitmachen will . Andere
Möglichkeiten , eine Koalition zu bilden , die parlamentarisch
eine Mehrheit hinter sich hätte, , bestehen nicht . Alle anderen
Kombinationen führen zu Minderheitsregierungen .

"
Dcchu schreibt der Karlsruher „Volksfreund " u . a . : .. Es ist

durchaus richtig , daß alle anderen Kombinationen zu einer Re¬
gierungsbildung führen , die in parteimäßiger Gruppierung
nur eine Minderheit im Reichstage erhält . Wir sagen aus -
drücklich in parteimäßiger Gruppierung , was auch für die
Wiederherstellung der Weimarer Koalition zutrifft . Aber eine
andere Frage ist doch , ob es einer aus der Weimarer Koa -
lition hervorgegangenen Regierung nicht gelingen würde , in
„ offener parlamentarischer Feldschlacht " eine Mehrheit Im
Reichstage zu erzielen . WM diese Möglichkeit besteht , muß
sie u . E . in vollem Ernste und in erster Linie von der Sozial -
demokratie , dem Zentrum und den Demokraten angestrebt
werden . Sie haben jetzt die Pflicht , wie angegeben zu han -
deln und es auf die Kraftprobe im Reichstage ankommen zu
lassen . Wir gehen noch einen Schritt weiter : sollten ihr nicht
die erforderlichen Stimmen zu gewinnen sein für die Mehr -
heitsbildung eines Kabinett der Weimarer Koalition , scheue»
wir auch nicht vor der Forderung zurück : Abermalige Auflö¬
sung des Reichstages . So oder so , der Kampf zwischen den
Feinden der Republik und der Deniokratie und ihren Anhän -
gern muß durchgefochten werden . Und scheuten wir dabei
ein paar Wahlschlachten , so werden wir enies bösen Tages in
noch heftigeren und folgenschwereren Kämpfen um die Repu -
blik und die Demokratie ringen , müssen .

"

Die Miete in Württemberg und Bayern
Durch eine Verfügung des württembergischen Ministeriums

des Innern vom 29 . Dezember 1924 ist in Württemberg die
gesetzliche Miete für Wohnräume mit Wirkung vom I . Januar
1WS auf 45 Prozent der Friedensmiete ( bisher 4») und die
Umlage auf 25 Prozent der Friedensmiete festgesetzt worden .
Stellt sich dieser Pauschsatz für . die Umlage als zu niedrig
heraus , so -kann er durch Beschluß des Gemeinderats aus 30
Prozent erhöht werden . Für Geschäftsräume beträgt die ge-
setzliche Miete einschließlich der Betriebskosten nach wie vor
100 Prozent br * Friedensmiete . Für Wohnungen mit einer
Friedensmiete von : 1700 und mehr Mark in Stuttgart , 1200
und mehr Mark in Ulm , Heilbronn , Eßlingen . Reutlingen
und Ludwigsburg , 1000 .und mehr Mark in den Übrigen mitt -
leren Städten , 800 und mehr Mark in Gemeinden erster
Klasse , 600 und mehr Mar ? in den Gemeinden zweiter » nd
dritter Klasse , beträgt die gesetzliche Miete einschließlich Be -
trieibskösten ebenfalls 100 Prozent der Friedensmiete . Wenn
die Einkommensverhältnisse des Mieters es rechtfertigen , kann
er verlangen , daß dieser Satz vom Vermieter bis auf den all -
gemeinen Satz ermäßigt wird .

*
Nach einer im bayerischen Staatsanzeiger veröffentlichen

Bekanntmachung des Staatsministeriums für soziale Fürsorge
ist die gesetzliche Miete für den Monat Januar 1925 auf 75
v. H . der Friedensmiete erhöht worden . Diese Erhöhung der
gesetzlichen Miete um 7 v . H . der Friedensmiete vertei ' t sich
dabei in der Weise , daß 4 v . H . auf die Erhöhung der Miet -
zinssteuer entfallen und weitere 3 v . H . dem Hausbesitzer ? u -
bestimmt sind , um ihm im Hinblick auf die seit August 1924 ein -
getretene weitere Verteuerung der Instandsetzuiigskosten in
die Lage zu versetzen , seiner Verpflichtung zur Vornahme der
laufenden Jnstandsetzungsarbeiten auch tatsächlich genügen
zu könne » . Mit dieser Mietsteigerung auf 75 v. £>. der Frie¬
densmiete ist die gesetzliche Miete in Bai ^ rn der Miete in den
anderen süddeutschen Staaten angepaßt . Zugleich mit der
Mieterhöhung haben die Staatsministerien der Justiz und »ür
soziale Fürsorge in einer gleichfalls im Staatsanzeiger ter -
öffentlichten Bekanntmachung zur Ausführung des Reichs ioh -
nüugsmangel - und des ReichSmieterschutzgesetzes einer Anre -
gung des Reichsarbeitsininisters entsprochen und nach dem
«Vorgang anderer deutscher Länder weitgehende Er ' eichterun -
gen in der Bewirtschaftung der möblierten Räume eintraten
lassen .

Znr Angelegenheit Kutisker
Die sozialdemokratische Fraktion d«s preußischen Landtages

hat an die preußische Regierung eine große Anfrage gerichtet ,
in den um Auskunft über Ursache und Umfang der Mißstände
gebeten wird , die sich bei der Kreditgewährung der Preußi -
schen Staatsbank im Zusammenhang mit dem Fall Kutisker
herausgestellt hätten . Es wird weiter gefragt , welche Maß -
nahmen die Staatsregierung für die Zukunft zur Kontrolle
der Kreditpolitik der Staatsbank getroffen habe . Von deutsch -
nationaler Seit « ist im Preußischen Landtag eine kleine An -
frage eingebracht worden , die sich gleichfalls mit der Kreditpo -
litik der Preußischen Staatsbank beschäftigt .

*
Die Untersuchung der Staatsanwaltschaft erstreckte sich

an « Dienstag in erster Linie auf die von Kutisker der Preu -
ßischen Staatsbank gegebenen Wechsel . Den Blättern zufolg «
beichuldigt der frühere Agent Kutiskers Holzmann Kutisker
in der schwersten Weise und behauptet , daß ein Teil der
Wechsel, die von Kutisker der Staatsbank als Deckungen über -
aeben worden seien , gefälscht waren . Als Fälscher kämen eine
Anzahl Russen und Rumänen in Frage , die aus Berlin ge-
flüchtet seien . Die Beschuldigungen Holzmanns werden von
der Staatsanwaltschaft nachgeprüft .

Der preußische amtliche Pressedienst teilt mit , daß entgegen
einigen Blattermeldungen vom Präsidenten der Staatsbank
und den ihm unterstellten Beamten in loyalster und weitge -
hendster Weise der Staatsanwaltschaft durch Zurversügung -
stellung von Akten und Papieren Unterstützung zu teil ge-
worden ist . was der Oberstaatsanwalt ausdrücklich festgestellt
habe . Irrig seien ferner verschiedene Blättermeldungen über
die Person des Geheimrat « A . D . Hellwig , der weder ge-
flohen sei, noch verhaftet werden soll. Gegen Dellwig liege we¬

der ein Hsgftbefehl vor , noch habe die Staatsanwaltschaft an
seinem Aufenthalt irgend ein Interesse , da er bereits der -
nommen und eine neue Vernehmung durch den Stand de,
Untersuchung nicht notwendig geworden sei.

Hmrze Macdrtcdten
Der , «eue preußische Landtag . Laut „Lokalanzeiger " hatdas preußische Staatsministerium auch den Landtag auf den

S. Januar einberufen .
Die Einkommensteuermarken . Laut „Vossischer Zeitung ''

haben die Landesfinanzämter Anweisung erhalten , bis zum
1 . September 1926 an das Reichsfinanzministerium zu berich¬ten , ob das Kleben von Marken bei der Einkommensteuer am
1 . Januar 1926 in Wegfall kommen kann .

Radiofernspruch im besetzten Gebiet . Wie das Wolsfbürovon zuständiger Seite in Mainz erfährt , ist die Zulassung der
Radiotelephonie im besetzten Gebiet in Kürze mit Bestimmt -
heit zu erwarten .

Die Festungshaft Pöhners . Der völkische Landtagsabgeord -
nete Pöhner tritt nach Münchener Meldungen am 1 . Januar1926 seine Festungshaft in Landsberg a . L . an .

Der Lohntarif im Saarbergbau gekündigt. Wie der Ge -
wertverein Christlicher Bergarbeiter in Saarbrücken mitteilt ,
haben die Bergarbeiterorganisationen den Lohntarif im Berg -
bau zum 16. Januar 1925 gekündigt .

Die Tarifverhandlungen in der Hoch rfWicrel gescheitert.
Nach einer Meldung des „Vorwärts " mu Hamburg , sind die
Tarifverhandlungen in der Hochseefischerei gescheitert . Zur
Vermittlung wurde das Reichsarbeitsministerium angerufen .

Badlsciber Teil
Ministerialdirektor

Geb . IRat Dr . Franz Scdmidt
beim badischen Ministerium des Kultus und Unterrichts
ist auf Schluß des Jahres 1924 in den erbetenen Ruhe-
stand getreten . Mit ihm scheidet eine der markantesten
und bedeutendsten Persönlichkeiten ans der badischen
Staatsverwaltung .

Franz Schmidt wurde am 20 . November 1856 zu Lahr
geboren und bestand 1875 zusammen mit dem vormaligen
Großherzog Friedrich II . in der Friedrichsschule die
Reifeprüfung . Nach erfolgreichem Studium der Rechts-
Wissenschaft wurde er im Jahre 1880 Rechtspraktikant,
1883 Referendar und iin folgenden Jahre Sekretär beim
vormaligen Gr . Oberschulrat. Im Dienste der badischen
Unterrichtsverwaltung hat er seither seine Lebensarbeit
vollbracht. 1886 wurde er Regierungsassessor, 1888 Kol-
legialmitglied des Oberschulrats und 1889 Regierungs -
rat . Seine Ernenmmg zum Geh. Regierungsrat er-
folgte im Jahre 1897 , 1996 wurde er zum Geh. Ober-
regierimgsrat befördert . Als Vortragender Rat und
Geh. Rat Ii . Klasse trat er 1911 in das Kollegium des
neu errichteten Ministeriums des Kultus und Unterrichts
über , in dein er seit 1914 das verantwortungsvolle Amt
des Ministerialdirektors bekleidet«.

Es kann nicht Aufgabe dieser Zeileil sein, der nner -
müdliche « Arbeit des Ministerialdirektors Dr . Franz
Schmidt im staatlichen Dienste die gebotene Würdigung
zuteil werden zu lassen . Was der hochverdiente Beamte
als Kultus - und Organisationsreferent an führender
Stelle bei der badischen Kultus - und Unterrichtsverwal -
tung geleistet hat, niag durch den Hinweis angedeutet
sein , daß er seine ganze Begabung und Schaffenskraft
nnd feinen nie ermüdenden Fleiß , unbekümmert um ge-
legentliche Angriffe in der Presse, in vorbildlicher Weise
während Jahrzehnten in den Dienst des Allgemeinwohles
gestellt hat , daß er die Angelegenheiten des katholischen
Kultus mit ausgezeichneter Sachkenntnis und Objektivi-
tät verwaltete . und daß die in Deutschland und über die
Grenzen unseres Vaterlandes hinaus vorbildliche Ausge -
staltung und der Aufbau des badischen Schulwesens bis
m unsere Tage durch ihn die tätigste Förderung erfahren
haben. Ein erstaunliches Wissen und Können in Gesetz-
gebung und Verwaltung hat Ministerialdirektor Dr .
Schmidt in die Lage gesetzt , auch unter den schwierigsten
Verhältnissen während des Krieges und in der Nach-
kriegszeit seine Arbeitskraft mit echter vaterländischer
Hingabe und erfolgreich für unser Bildungswesen und
dem Wiederaufbau einzusetzen . Daher konnte sich das
Staatsministerium vor Jahresfrist nicht entschließen ,
seinem Gesuch um Zuruhesetzuug stattzugeben, sondern
trat mit dem Ersuchen an ihn heran , sein Amt bis zum
Ende des Jahres 1924 weiterzuführen . Treu und ge¬
wissenhaft und mit frischer , jugendlicher Schaffensfreude
stand er bis zum 31 . Dezember 1924 im staatlichen
Dienst.

Außer zahlreichen hohen Orden , durch die seine Tä -
tigkeit seitens der vormaligen Landesherren anerkannt
wurde , hat Ministerialdirektor Schmidt auf Weihnachten
1924 von der staatswissenschaftlichen Kommission der
Universität Heidelberg, deren Schüler er gewesen war ,
die Ehrendoktorwürde erhalten , für ihn eine wohlver¬
diente Auszeichnung, die in gleicher Weise unserer heimi-
schen Universität zur Ehre gereicht .

Im persönlichen Verkehr mit allen, die mit ihm in
Beziehung traten , mit Untergebenen und Organisatio¬
nen , war Geh. Rat Dr . Schmidt allezeit von libenslvür -
diger Freundlichkeit und selbstverständlicher Hilfsbereit -
schaft, die er unterschiedslos jedermann zuteil werden
ließ.

Möge der hochverdiente Beamte den reichsten Lohn tu *
seine hingebungsvolle Arbeit im staatlichen Dienste in
der Überzeugung finden , daß er seine ganze freudige
Schaffenskraft mit unvergänglichem und dauernde«,
Erfolg eingesetzt hat für die Förderung unseres Bil »
dungs - und Schulwesens und damit für unser kostbarstes
Gut , für die deutsche Jugend . F . H.



Das Vadenwerk
u .

Die Reichsmarkumstellungsbilanz , welche die General »
Versammlung genehmigt hat und die bei sehr vorsichtiger
Bewertung der Anlagen die Umstellung des Aktienkapi -
tals auf 18 Millionen Reichsmark gestattete , zeugt da-
für , daß das Badenwerk im wesentlichen vor den nachtei¬
ligen Folgen der Inflation bewahrt werden konnte. Es
dürste sich dies als ein großer Segen nicht nur für den
Staat , sondern auch für die Verbraucher erweisen , denn
ein gesundes , leistungsfähiges Werk ist, wie gesagt , die
Voraussetzung für eine dauernde wirtschaftliche Versor¬
gung der Verbraucher, und insbesondere der Industrie
würde es heute sehr schwer fallen , wenn sie sich bei dem
großen Kapitalmangel wegen ungenügender Leistungs -
fähigkeit des Elektrizitätswerkes auf Eigenerzeugung
umstellen müßte . Tas Kapital , das sie für eine eigene
Kraftanlage aufbringen müßte , und sich durchschnittli ch
während 1l) Jahren nur einmal umsetzen läßt , kann die
Industrie , für die Warenherstellung verwendet , jedes
Jahre mehreremal mit Gewinn umsetzen.

Was nun die Zukunft betrifft , so ist die Vervollständi¬
gung der Landessammelschiene durch den Bau einer vom
Murgwerk nach dem Oberrhetn führenden IM 000 Volt¬
leitung nächste Aufgabe der Landeselektrizitätswirtschust .
Durch diese Leitung werden Flußgebiete verschiedenen
Charakters miteinanber verbunden und zwar das Vä
Oberrheins mit denen der Schwarzwaldflüsse und des
Neckars. Da der Oberrhein seine höchste Wasserführung
im Sommer hat, wenn die Schwarzwaldflüsse und der
Neckar Niederwasser aufweisen , so wird sich über die ge-
plante 100 000 Volt -Leitung ein sehr wirtschaftlicher
Kraftausgleich herbeiführen lassen. Durch diese Leitung
wird gleiMeitig noch eine wertvolle Brücke zwischen der
badischen Landessammelschiene und den Höchstspannungs -
leitungen der schweizerischen Wasserkrastlverke mit ihrer
großen Sommerkraftdarbietung geschaffen, über die sich
ebenfalls ein wirtschaftlicher Stromaustausch entwickeln
wird.

Das in der letzten Zeit erfreulicherweise wieder sejt^ e-
stellte regelmäßige Anwachsen des Verbrauches der Gvo *j«
und Kleinabnehmer , das auf jährlich etwa 10 bis 13 %
zu schätzen ist, die zu erwartende außerordentliche Steige -
rung des Verbrauchers durch vermehrte Anwendung
der Elektrizität im Hallshalt und endlich die aussichts -
volle Möglichkeit einer Inangriffnahme der vom , Baden -
werk seit längerem angestrebten Elektrifizierung der Bah -
nen in Baden machen die rechtzeitige Erschließung wei¬
terer leistungsfähigen Kraftquellen zur Pflicht . Daß das
Badenwerk bei seinen diesbezüglichen Plänen größte
Vorsicht »valten läßt und sich nicht starr auf ein Pro -
gramm festlegt, bedarf keiner Betonung . Es hat dies
durch seine Stellungnahme gegenüber den in den letzten
Jahren auf Betreiben von Interessenten verfolgten zahl -
reichen Wasserkraftprojekten bewiesen , die entweder naH
der Währungsstabilisierung nicht hätten rentabel se' rt
können oder deren Kraftdarbietungen nicht den allg -
meinen Bedürfnissen entsprochen haben würden .

Zwei Kraftquellen , deren Wirtschaftlichkeit auch gegen -
über madernsten Wärniekrastanlagen außer jedem Zwei -
fel stehen , nämlich die Staustufen am Oberrhein zitrüen
Konstanz und Basel und das diese ergänzende Schluchsee-
werk sind für den nächsten Ausball besonders geeignet .
Durch die Erstellung der Werke an den Staustufen am
Oberrhein wird gleichzeitig die der der ungünstigen
Frachtlage Südbadens wie Südeutschlands überhauvt so
dringend nötige Wasserstraße geschaffen. Infolge dieser
Eigenschaft der Werke am Oberrheiil hat die übrigens
nicht zu ihren Ungunsten zu, entscheidende Fra ^e, ob ein
Wärmekraftwerk nicht wirtschaftlicher produzieren kann,
von vornherein auszuscheiden . Für eine der größten '.md
wirtschaftlichsten dieser Staustufen zeigt sich in der
Schweiz wie in Deutschland gleich großes Interesse , so
daß die Aussichten für eine Finanzierung nicht ungünstig
find.

Was das Schluchseewerk betrifft , so wird dasselbe nach
den auf Grund des Preisausschreibens geschaffenen
Plauunter lagen das größte und leistungsfähigste Spei -
cherwerk überhaupt sein . Es ist weniger als Spitzen -
denn als Ergänzungswerk für die im Winter zurückge-
henbe Kraftdarbietimg der erwähnten Oberrheinwerke
gedacht . Es wird in Verbindung mit diesen Werken ge¬
radezu ideal betrieben werden können . Mit Hilfe der
überschüssigen Sommer - und Nachtkraftdarbietung der
Oberrheinkraftwerke läßt sich durch leistungsfähige Pnm -
Pen überschüssiges Wasser nach dem durch den Schluchsee
von Natur aus gegebenen großen Becken fördern , um da-
selbst für die Zeit der Wasserknappheit im Oberrhein
aufgespeichert zu werden . Die Werke am Oberrhein
» nd das Schluchseewerk ergänzen sich so in einer selten
glücklichen Weise. Der hohe Wert der Schluchseekraft ist
in der kurzen Dauer begründet , aus welche die Abgabe
seiner gesamten Erzeugung zusammengedrängt werden
kann ; dieselbe beträgt 1200 Jahresstimden bei der Ober¬
stufe und 2000 beim Gesamtausbau . Selbst bei weite -
rer , wesentlicher Verbesserung der Ökonomie wird keine
Wärmekraftanlage dem Schluchseewerk in der Wirtschaft -
lichkeit oder Zweckmäßgkeit gleichkommen . Auch den
Wetbewerb mit bestehe,chen oder geplanten Wasserkraft -
anlagen ähnlichen Charakters wird das Schlnchseelverk
bestehen. Daß es eine der ausbauwürdigsten Wasser-
ki äste ist . geht aus der Tatsach.' hervor , daß sich ein ans
den bedeutendsten badischen und schweizer Firmen beste -

m

hendes Konsortium in » ein großes Kraftwerk am Ober¬
rhein . denen beiden beste Kenntnisse des Wertes süd -
deutscher , schweizerischer und österreichischer Wasserkräfte
zu eigen ist . seit Jahren eifrig mn die Konzession zum
Ausball des Schluchseewerkes bemühten . Dieserhalb war
es auch voll berechtigt, wenn das Badenwerk für unbe -
dingt nötige Vor - und Erkundungsarbeiten den Betrag
von rund 800 000 Mk. aufwendete .

Der Widerstand , dem das Schluchseeprojekt jetzt begeg -
net , nachdem der Landtag bereits vor 3 Jahren einstim -
mig die Bürgschaft des Landes Baden für eine Anleihe
zum Allsbau des Schluchseewerkes beschlossen hatte , muß
überaschen. Er ist unbegründet , da das Badenmerk sich
der zwingenden Gesetzesvorschrift, wonach Dritten entste-
bender Schaden zu ersetzen ist, weder entziehen will noch
kann. Den Forderungen der bereits bestellten landwirt -
schastlichen Gutachter hinsichtlich der Wiesenbefeuchtung
wird weitgehendst Rechnung getragen werden .

Daß Baden gut daran tut , seine ausbauwürdigen
Wasserkräfte alsbald seiner Volkswirtschaft nutzbar zu
machen, bestätigt das Vorgehen anderwärts . Selbst in
Ländern , die an Kohle keinen Mangel haben und sich,
wie Amerika , infolge ihres Reichtums jede Wärmetech-
nische Verbesserung dienstbar machen können, wird der
Ausbau von Wasserkräften der aus ihnen zu gewinnen¬
den wirtschaftlicheil Vorteile wegen mit aller Macht be-
trieben . Einige Staaten , wie Österreich und Italien ,
unterstützen den Ausbau von Wasserkräften durch wesent -
liche steuerliche Erleichterungen und es wäre sehr dan -
kenswert , wenn der badische Finanzministev wohlwollend
prüfen möchte, ob die heute in Verbindung mit dem Was-
serzins sehr drückende Besteuerung der Investierung in
badischen Wasserkraftanlagen nicht gemildert werden
kann, damit das Land recht bald mrd in möglichst großem
Umfange in den Genuß der mehrfach erwähnten Vor -
teile kommen kann.

Dande ! und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

31 . ixt 30. ®t| .
<StO> Stiel «cn> Brie!

Amsterdam 100 G 169 . 79 170 .21 170 -09 170 .51
Kopenhagen 100 Kr. 74.01 74 .19 74 .21 74 .39
Italien . . 100 L. 17 .73 17.77 17 .6» 16 .70
London . . 1 Pfd . 19.81 19.86 19.87 19 .91
Newyork . 1 D . 4.19 4.21 4 . 19 4 .21
Paris . . 100 Fr 22 .71 22 .77 22 .74 22 .80
Schloeiz . 100 Fr 81 .57 81 .77 81 .65 81 .85
Wien 100000 Kr . 5 .89 5.91 5 .90 5 .92
Prag . . 100 Kr . 12.67 12.71 12 .69 12 .73

Zuteilung überall Ivo Proj«>»
Rähmafchinenfabrik Karlsruhe vorm . Haid & Reu A . - G . In

der am 3V. Dezember stattgefundenen Generalversammlung
der Gesellschaft wurden die Anträge der Verwaltung einstim -
mig genehmigt . Hiernach wird daS Aktienkapital von nom .
10 Millionen Mark ai «f 3 Millionen Reichsmark unter Bil¬
dung eines Reservefonds von 460 000 Reichsmark umgestellt .
In den Aufsichtsrat wurde Herr Heinrich Machenheimer , Di -
rektor der Weilwerke A .-G ., Frankfurt a . M . -Rödelheim , zuge -
wählt . Auf Anfrage wurde mitgeteilt , daß der Absatz im lau -
senden Geschäftsjahr sich erheblich gesteigert habe , wenn auch
die Preise noch ungenügend seien .

Die Müllheim - Badenweiler Eisenbahn - Aktiengesellschaft
hielt am Montag ihre ordentliche Generalversammlung unter
dem Borsitz deS Altstadtrats Hermann Kurz - Müllhein , ab .
Vertreten war ein Aktienkapital von 506 400 Mark mit 2532
Stimmen . Die GoldmarkeröffnuugÄbilanz sowie die Änderung
des Gesellschastsstatnts und die Papiermarkbilanz wurden ein -
stimmig angenommen . Das Gesellschaftskapital wird gemäß
den Vorschlägen des Aussichtsrats von 750 000 auf 000 000
Goldmark herabgesetzt und die Tausendmark -Jnhaber -Aktie auf
800 Goldmark uingestempclt .

Verschiedenes
Zu dem Münsterberger Verbrechen

meldet die „Breslauer Volkszeitung "
, daß der zu dein Denke -

schen Grundstück gehörige kleine Teich abgelassen vurde , wobei
man zunächst nur einige wenige menschliche Knochen fand .
Da der Boden des Teiches völlig verschlammt ist , rechnet man
aber mit der Möglichkeit , daß noch weitere Leichenteile gcsun -
den werden . In der Wohnung Denkes wurden Kleidungs -
stücke von 15 verschiedenen Personen gefunden . Der Berliner
„ Lokalanzeiger " meldet aus Münsterberg , daß bei der Durch -
suchung der Wohnung des Massenmörders int Betrstroh Aus¬
weispapiere von « eitere » sieben Personen gefunden worden
sind . Die Verbrechen des Mörders reichen zurück bis zum
Jahre 1913. In dein nahen Stadtwald wurden in einem
Gebüsch größere Mengen von Menfchenknochen gesunden .
Dieser Fund dürste gleichfalls mit den Mordtaten Denkes in
Verbindung stehen . Die Beerdigung des durch Selbstmord ge-
endeten Mörders fand in Gegenwart der Polizei bei ange »
brochener Dunkelheit statt .

Staatsanzeiger
Dem Buchmacher Hans Gabler in Baden , Laugestraßi : 12,

wurde für die Zeit diS Zum 31 , Dezember IMS die Erlaubnis
erteilt , innerhalb der « tadt Baden sowie anläßlich der vom
Internationalen Club veranstalteten Rennen auf der Renn -
bahn Iffezheim gewerbsmäßig Weiten bei öffentlichen Lei -
stungöprüfungen für Pferde abzuschließen oder zu vermitteln ,
sowie sich des Zigarrenhändlers Leg Aubelski in Baden ,
Langestraße lg . als Buchmachergeli ' .' ^ n zn bedienen .

Ministerium des Innern

Tie forstliche Staatsprüfung In» Dezember 1924 .
Die folgenden Forstreferendare haben im Dezember 1024

die forstliche Staatsprüfung abgelegt und sind zu Forstasses -
soren ernannt worden :

En «, Fritz von Forbach , Jabriciuö , Wilhelm von Freiburg
und Kirchgeßner , Viktor von Zwurgenberg .

Karlsruhe , den 23. Dezember 1924.
Der Minister der Finanzen

Dr . Köhler .

Personeller Teil
Ernennungen. Versetzungen. Zuruhrsetzungen usw.

»er planmäßigen Beamte»

Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern
Ernannt :

Kostenoberinspektor Wilhelm Gern beim Ministerium d «>
Innern zum Ministerialoberrechnungsrat , den autzerplaninäßi »
gen Bauobersekretär Richard Schwegler beim Ministerium de »
Innern zum außerplanmäßigen Bezieksbaumeister der Amts »
bezirke Kehl und Oberkirch .

Planmäßig angestellt :
Pflegerin Johanna Sntter bei der Heil - und Pflegeanstalt

Jllenau .
Entlassen :

zwecks Übertritts in den Dienst der Reichsfinanzverwaltung
als Steuersekretär Gendarmerieoberwachtmeister Franz Mül »
ler in Schriesheim , zwecks Übertritts in de » Dienst der Reichs »
finanzverwallung als Steuerassistent Gendarmerieoberwacht -
meister Max Leim stall in Karlsruhe .

Justizministerium '
Zngelaffen :

Rechtsanwalt Richard Schneider in Karlsruhe beim Ober -
landesgericht nach Verzicht auf seine Zulassung beim Land »
gericht Karlsruhe , Rechtsanwalt Kuno Elbel beim Amtsgericht
Rastatt und Landgericht Karlsruhe nach Verzicht auf seine
Zulassung beim Landgericht Heidelberg ; die Gerichtsassessoren
Dr . Oskar Metzger und Dr . Wilhelm Herrmann beim Land -
gericht Freiburg , Hermann Braxmeier beim Amtsgericht Bühl
und Landgericht Ossenburg , Dt . Otto Figlestahler beim Land -
gericht Karlsruhe und der Kammer für Handelssachen in
Pforzheim .

Ernannt :
zu Staatsanwälten : die Gerichtsassessoreu Franz Böhm irt

Freiburg , Otto Albiez in Karlsruhe , Dr . Hugo Lehmann in
Pforzheim und Felix Weis in Mannheim ; zum Justrzinspek »
tor : Justizobersekretär August Spieß beim Amtsgericht Hei¬
delberg .

Bürogehilfe Otto Fahrbach beim Notariat Tauberbischofs -
heim zum Justizafsisteuten , Schreibgehilfin Luise Reith beimi
Amtsgericht Heidelberg zur Kanzlisti ».

Versetzt :
Justizobersekretär Hermann Henninger beim Amtsgericht

Villingen zum Amtsgericht Oberkirch und Justizassistent Otto
Braun beim Amtsgericht Oberkirch zum Amtsgericht Gengen -
dach.

Die Strafanstaltsaufseher Friedrich Zapf in Mannheim nach
Offenburg und Otto Schmitt in Offenburg nach Bichl .

Anruhegesetzt :
Kanzleiassistent Wilhelm Wolski bei der Staatsanwaltschaft

Offenburg bis zur Wiederherstellung seiner Gesundheit .
Entlassen auf Antrag :

Justizobersekretär Emmerich Hellmuth beim Notariat Tau «
berbischofsheim .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt :

Zu Zeichenlehrern : die Zeichenlehrkandidaten : Eugen Blum »
hofer an der Realschule in Meßkirch , Johann Drechsler an
der Realschule in Eppingen , Karl Freund mn Realprogym »
nasimn in Buchen , Alfred Gromer am Gymnasium in Ra -
statt , Eugen Haas an der Realschule Pforzheim , Emil Harl »
flnger an der Realschule in Lörrach , Rudolf Heß an der Ober -
realschule in Kehl , Walter Kiby an der Realschule in Emmen -
dingen , Alfons Stein an der Aufbau -Realschule in Tauber »
bischofÄheim , Hermann Strub an der Oberrealschule in
Schopfheim , Julius Viesel an der Realschule in Müllheim ,
August Bogel am Realgymnasium in Waldshut , Hermann
Wolfs am Realgymnasium I in Mannheim , Ludwig Zoller am
Gymnasium in Offenburg ; zum Reallehrer : der Realschulkau -
didat Walentin Müller an der Realschule in Rastatt ; zu Mn -
siklehreru : die MusiklehrkaiMdaten : Ernst Tapper an der Höh .
Mädchenschulabteilung D 7 . 22 in Mannheim , Ludwig Gab »
au der Oberrealschule in Mannheim , Erwin Haas an der
Aufbau -Realschule in Lahr , Emil . Knäbel an der Höh . Bür »
gerschule irr Hornberg , Albin Reininger an der Realschule in
Müllheim ; zu Turnlehrern : die Turnlehrkandidaten : Joses
Blattner an der Realschule in Schwetzingen , Friedrich Eifle «
an der Oberrealschule in Pforzheim , Fritz Kautz an der Les»
singschule in Mannheim , Karl Koch an der Oberrealschul «
Baden -Baden , Albert Löwe am Gymnasium in Bruchsal , Otto
Sackmann am Realgymuasiuck in Freiburg ; zu Hauptlehrerin »
neu : die Volksschulkandidatinnen : Luise Koch an der Höh.
Mädchenschule mit Seminarkursen und M . Realgymnasinm in
Freiburg , Martha Rose an der Elisabethschule in Mann¬
heim . .

den Finanzoberinspektor Julius Schlaget « beim Katholischen
Oberstiftungsrat mit Wirkung vom Tage des Dienstantritts
zum Finanzoberinspektor bei der Unwersitätskasse Freiburg »
Gewerbelehrer Gustav Herbold in Mannheim zum Direktor
der Gewerbeschule in Bruchsal . Hilfsaufseher Friedrich Stai »
ger an der Schnitzereischule m Furiwaugen zum planmäßigen
Aufseher daselbst .

Verliehen :
dem Privatdozenten Dr . Jng . Egon Eliid an der Technischen

Hochschule Karlsruhe die Amtsbezeichnung außerordentliche ?
Professor sür die Dauer seiner Zugehörigkeit zum Lehrkörper
der Technischen Hochschule Karlsruhe .

Planmäßig angestellt :
der außerplanmäßige Bibliothekar Dr . Friedrich Lauten «

schlage ? an der Universitätsbibliothek Heidelberg .
Versetzt in gleicher Eigenschaft :

Die Zeichenlehrer : Franz Buchegger von der Aufbaureal «
schule in Tauberbischofsheim an die Oberrealschule Ii in Frei »
bürg , Adolf Mangold vom Gymnasium in Offenburg an di<
Oberrealschule in Offenburg , Wilhelm Maurer vom Real «
aymnasiurn in Waldshut an das Gymnasium in Mannheim ,
Eduard Rehm von der Realschule in Eppingen an die Real »
schule in Breisach ; die Musiklehrer : Karl Berger von der Ober -
realschule in Mannheim an das Bertholdgymnasiuin in Frei »
bürg , Adolf Müller von der Aufbaurealschule in Lahr an di«
Höh . Mädchenschule mit Realgymnasium in Heidelberg ; de?
Turnlöhrer : Artur Latterner von der Oberrealschule Pforz «
heim an die Landesturnanstalt in Karlsruhe .

In den einstweiligen Ruhestand versetzt :
die Professoren Josef Bauer und Karl Wagner am Ber »

tholdsgymnasium Freiburg — Fridolin Leiber und Friedrich
Metzger am Friedrichsgymnasium Freiburg — Hugo Rolle «
an Ser Humboldtschule in Karlsruhe — Dr . Josef HIrfch an
der Oberrealschule in Mannheim — Musiklehrer Emil HuA
am Lehrerseminar Meersburg — Hausmeister Wilhelm Schult «
macher am Lehrerseminar Meersburg — die Hauptl . ( innen )
an Volksschulen : Karl Hermann in Gernsbach — Gustav ,
Weckesser in Edersteinburg — Johann Schraft in Freiburg —*
Otto Binkert in Triberg — Franz Kirchner in Karlsruhe ~—
Walburga Emma Schick in Mannheim — Klara Trömer it»
Freiburg — Aloifia von Lamezan in Kirchhofen .

In den endgiltlgen Ruhestand versetz. .
Professor a . D . Ernst Heß in Freiburg i . Br ., Jakobstr . lt »

1 . Stock im einstweiligen Ruhestand .



Institut
-a- Prlnt-
RHSkuaftel

Mannheim
O. 6 . 6.
Planken B47

Fernspr. 3505
I n . Maler 9t Co ., G . m. bH .

Rosgewähüe Lesestöcke zdiii
Studium der polil . Ökonomie

Herausgeg . und eingeleitet
von

Pro/essor Karl Dirhl und
Professor Paul Momber»

Bd . l : Lehre vom Geld. l .
Bd. II : Der Arbeitslohn
Bd . III : Bau der Grundrente

Bd. IV : Wert u. Preis . I .
Bd. V : Wert u. PreiS . HL
Bd . VI : Bevölkcrungslehre
Bd . VTI : Wirtschaftskrise«
Bd . VIII : Kapitalzins und

Unttrnelimergewin «
Bd. IX : Freihandel und

Schutzzoll
Bd. X : Lehre von, Geld , II .
Bd. XI/XII : Sozialist

moS. Kommunismus .
Anarchismus .

Bd . XIII : Grundsätze der
Besteuerung

Bd . XIV : Sozialpolitik
Bd . XV : Kapital u . Kapi-

talismus
Bd. XVI : Staatsschulden -

Problem

Verla« G . Braun , Karls ,
ruhe Karlsriedrichstr. 14.

k
ach den gesetzlichen Bestimmungen flnü
wirtliche Startbiere erst ab 1. Januar
1925 zugelassen. wir kommen deshalb
mit unferm altbekannten , hervorragenden

SpeZial - Starkbier
"
Vertolö - Sräu

tges . gefth. Marke )

nach langer Unterbrechung zu diesem
Zeitpunkt wieder auf den Markt .

Hrauerei Moninger
Karlsruhe i. S .

Zernruf Nr. 7S»

Sersch.Jefanlltmachullge«!

j

von MmMmg
für die badischen staatli¬

chen Forstunterbeamten
soll für die nächsten vier
Jahre — 1 . Februar 1925
bis 31 . Januar 1929 -
gemäß Verordnung des
Mnisteriums der Finan »
zen vom 27 . Juli 1922 und
vom 22 . Juli 1924 /Ges.
VGl . 1922 , <5 . 527 u . 1924
S . 211 ) vergeben roetben.

Der Bedarf besteht in
Dienstkleidern und Dienst -
hüten für etwa 490 Per¬
sonen nach den hierfür
festgesetzten Tragzeiten .

LiefernngZbedingungen.
Beschreibung der Dienst -
kleidung und Stoffmuster
können beim Rechnung^-
amt der Forstabteilung des

Finanzministeriums
Schloßplatz 3, 3. Stock.
Zimmer 174 ) eingesehen
oder gegen Ersatz von 2
Reichsmark Kosten bezo¬
gen werden. Ebenda sind
auch Musterkleidungsstück? .
Muster für Hut , Knöpfe u.
Abzeichen zur Einsicht auf ,
gelegt.

Angebote auf die ganze
Lieferung sind nebst Pro¬
destücken mit der Auf-
schr - ft „ Angebot auf Forst -
dienstkleidung" verschlossen
und portofrei bei unserem
Rechnungsamt bis spät^-
stens Mittwoch, den 18. Fe-
bruar 1925 , vormittags 19
Uhr, einzureichen. Um die -
se Zeit findet die Eröff -
nung der Angebote auf
Zimmer 113, 2 . Stock un¬
seres Dienstgebäudes (Sit -
zungszimmer ) statt . Zu
den Angeboten sind di «
vorgeschriebenen Vordruck «
zu benützen, die kostenlos
von unserem Rechnung?-
amt bezogen werken kö ' l-
nen . 2) .764
Die Zuschlagsfrist beträgt

14 Tage .
Karlsruhe , 24 . Dez. 1924 .
Ministerium der Finan¬

zen. Forstabteilung .
I . V . : Schick. Mäher

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 1. Jan . 51/, b . g . 10 Uhr . M . 7.— . C 13

Lohengrin .

Konzerthaus Karlsruhe
Sonntag , 1 . Jan . 7—9 Uhr . M . 3 .80

In der Neueinstudierung :
Die zärtlichen Verwandten .

Unterstützungs-Abteilung j
des Badischen Landes¬
vereins vom Roten Kreuz

und die W

| Badische Kriegsarbeitshilfe |
Gemeinnützige Gesellschaft
m . b . H . in Karlsruhe

I in den Kriegsjahren 1914 — 191 7 1
Von

Dr . Emmy Ludwig
91 Seiten mit Übersichtsplan

Preis Mark 5 .—

H Verlag G. Braun, G. m . b. H ., Karlsruhe !
Karlf iedrichstraße 14
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Die

G . m . b . H .
Karlsruhe i. B.

Kaiserstraße 26 Femruf 5308
beschafft sämtliche
zum Wohnungsbau nötige

Baumaterialien
zu äußerst billigen Preisen 5X644 |

!ftippoldsauEröffnung Haus Sommerberg für
Winterkuren 20. Dezember . Leiten¬
der Arzt Dr . Doli . Auskunft durch
= ==== die Direktion . _ :

D 791
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H ER VOR . RAG END
XiND FOBMUND OtiTE DES.

BAUBUND
MÖBEL

AM RONDELLPUTZ
EIXE EBB HUNZENU.KABX-f FilEDFtriTtL

EIGENE VERKAUFSSTELLEN :
KARLSRUH E' KAÄlFRiEDRlQi -5TRASSE22
MANNH E ( M ' SCHLOSS RHCHTERFLÜGEL

9 PO HZH EIM 'THEATERSTRASSE 15
F R- E i B U R G ' MHTZGERAU 6

OFFENB URChSTEINJTR2
M O S B A CH' HAU PTSTR.12

$ « 330

finralenlofle der RW>
> Staats - unö (Eemetnbetieamten in Wen

Sitz Karlsruhe.
In der in Nr . 302 der Karlsruher Zeitung vom 27 . Dezember 1924 mutz es

richtig heißen : Tagesordnung - Satz»ngsä»dernng . Der Vorstand .

tilge» von Steffelin
Femspr . 261 Karlsruhe Fernspr . 261

®.658

Möbeltransport
Lager s: Spedition

Schreibtische
von Mk. 75 .— an liefert £ >.795

M. Lauber , Mannheim , F 3,7
Das Auswanderungswesen betr .Die dem Kaufmann Hugo Paul Zinsmeister in Fa .Carl Lassen am 31 . Juli 1922 gemäß § 11 des Reichs¬

gesetzes boTn 9. Juni 1897 über das Auswanderungs -
wesen erteilte Erlaubnis , bei der Beförderung von
Auswanderern nach außerdeutschen Ländern als Agentder Hamburg —Südamerikanischen Dampfschiffahrts¬
gesellschaft in Hamburg durch Vorbereitung und Ab¬
schluß von Beförderungsverträgen gewerbsmäßig n" >
zn'wirken, ist erloschen . ® .772

Etwaige Ansprüche aus der Geschäftsführung des
genannten Auswanderungsagenten an die von ihm gc-
stellte Kaution sind binnen 6 Monaten beim Bezirks-
amt anzumelden und zu begründen . Nach einem
Jahre wird die Rückgabe der Kaution an ZinSmeister
gemäß § 31 der Verordnung des Bundesrats vom
11 . März 1898. betreffend die Bestimmungen über der,
«Geschäftsbetrieb der Auswanderungsunternehmer und
-Agenten , erfolgen.

Karlsruhe , den 23. Dezember 1924 . OZ .163
Bezirksamt — Polizeidirektion B .

DaS AuSwauderungswefe« betr .
Dem Kaufmann Wilhelm Thomas (Reisebüro

Karlsruhe AG . ) in Karlsruhe wird gemäß § 11 deS
Reichsgesetzes vom 9 . Juni 1897 über das Auswan -
derungSwesen für seine Person die Erlaubnis erteilt ,
bei der Beförderung von Auswanderern nach außer -
deutsche » Ländern als Agent der .Hamburg—Süd¬
amerikanischen Dampfschiffahrtsgescllschaft in Ham¬
burg durch Vorbereitung , Vermittlung und Abschluß
von Beförderungsverträgen gewerbsmäßig mitzn -
wirken. 9 .771

Die Erlaubnis berechtigt zum Geschäftsbetrieb im
Amtsbezirk Karlsruhe und ist jederzeit widerruflich.

Karlsruhe , den 23. Dezember 1924 . OZ .162
Badisches Bezirksamt — Polizeidirektion B.

Holz - Uersteigerung .
Am Freitag , den Z. Januar 1925, versteigert das

Forstamt Karlsruhr , vormittags 19 Uhr , im Gasthaus
zur Krone in Daxlanden aus dem Rappenwörih : 12?
Ster Holzschuhmacherholz (Pappel , Weide) : 181 Ster
Weichholzscheiter und Prügel . Das Holz ist über den
Altrhein verbracht und liegt an fahrbarer Straße beim
sogenannten Backsteinplatz . Lberforstwart Lehn in
Forchheim gibt Auskunft . £1.770

Druck 05 . Braun , Karlsruhe .
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